
 

Anlage A 
 
 

Schulgeldordnung (SGO) für die katholischen Schulen  
im hamburgischen Teil des Erzbistums Hamburg 

 
 
Präambel 
 
Das Erzbistum Hamburg (im Folgenden „Schulträger“) ist anerkannter freier Träger von allgemeinbildenden 
katholischen Schulen im hamburgischen Teil des Erzbistums Hamburg. Dieses Schulangebot des Schulträgers wird 
durch Schulgeld mitfinanziert.  
 
Um den gesetzlich vorgeschriebenen, einkommensunabhängigen Zugang zu den katholischen Schulen 
sicherzustellen, gewährt der Schulträger auf Antrag der Vertragspartner bei Vorliegen der nachfolgenden 
Voraussetzungen einen Geschwisterbonus oder eine Ermäßigung des Schulgeldes. 
 
1. Allgemeine Regelungen 
 
1.1 Die Höhe des monatlich zu zahlenden Schulgeldes richtet sich nach dem Höchstsatz der Schulgeldtabelle 

(Anlage 1 zur SGO) in ihrer jeweils gültigen Fassung. Abweichend von Satz 1 kann auf Antrag eines 
Vertragspartners der Schulträger einen Geschwisterbonus oder eine Ermäßigung bei Vorliegen der 
entsprechenden Voraussetzungen gemäß dieser Schulgeldordnung gewähren. Für die Antragstellung sind 
ausschließlich die vom Schulträger zur Verfügung gestellten Formulare zu verwenden. Über die Gewährung 
entscheidet der Schulträger. Unvollständige Anträge werden zurückgewiesen. Zur Wahrung der Fristen ist das 
Datum des Antragseingangs nebst ggf. erforderlicher Nachweise gemäß Anlage 2 dieser SGO beim Schulträger 
maßgeblich. 

 
1.2 Geschwisterbonus und Ermäßigung können nebeneinander gewährt werden. 
 
1.3 Der Schulträger kann das Schulgeld erstmals mit Wirkung vom 1.8.2026 um bis zu 5 Prozent erhöhen. Jede 

weitere Erhöhung darf frühestens drei Jahre nach der letzten Erhöhung erfolgen. 
 
1.4 Für Gastschüler wird für die Dauer ihres Aufenthalts monatlich Schulgeld nach dem Höchstsatz erhoben. Die 

Gewährung eines Geschwisterbonus oder einer Ermäßigung ist ausgeschlossen. 
 
2. Geschwisterbonus 
 
2.1  Voraussetzung für die Gewährung eines ermäßigten Schulgeldes für Geschwisterkinder (Geschwisterbonus) 

ist, dass für Geschwisterkinder gleichzeitig ein jeweiliges Schulvertragsverhältnis mit dem Schulträger 
besteht und ein Antrag auf Geschwisterbonus beim Schulträger gestellt wurde. 

 
2.2 Der Antrag auf Gewährung des Geschwisterbonus ist binnen drei Wochen nach Vertragsschluss beim 

Schulträger zu stellen. Wird der Antrag fristgerecht binnen drei Wochen gestellt, wird die Ermäßigung ab 
dem Datum der Aufnahme des Schülers gemäß § 2 Abs. 2 des Schulvertrages für die Dauer der gleichzeitigen 
Laufzeit der jeweiligen Schulverträge der Geschwisterkinder gewährt. Im Falle des Versäumnisses der 3-
Wochen-Frist nach Satz 1 gilt für die Antragstellung Folgendes: Eine nachträgliche Antragstellung ist möglich 
a) bis zum 28.2. eines jeden Jahres: für die Gewährung des Geschwisterbonus für die Zeit vom 1.8. für die 

Dauer der gleichzeitigen Laufzeit der jeweiligen Schulverträge der Geschwisterkinder, 
b) bis zum 30.9. eines jeden Jahres: für die Gewährung des Geschwisterbonus für die Zeit vom 1.2. des 

Folgejahres für die Dauer der gleichzeitigen Laufzeit der jeweiligen Schulverträge der 
Geschwisterkinder. 



 
2.3 Die Höhe des Geschwisterbonus ergibt sich aus der Schulgeldtabelle in der jeweils gültigen Fassung (Anlage 

1 zur SGO).  
 
3. Ermäßigung 
 
3.1  Voraussetzung für die Gewährung einer Ermäßigung des Schulgeldes ist, dass die Vertragspartner aus 

finanziellen Gründen das Schulgeld nicht in voller Höhe leisten können und ein Antrag auf Ermäßigung beim 
Schulträger gestellt worden ist. Für vergangene Zeiträume erfolgt keine nachträgliche Gewährung einer 
Ermäßigung. 

 
3.2 Der Antrag auf Gewährung einer Ermäßigung ist binnen drei Wochen nach Vertragsschluss zu stellen. Wird 

der Antrag fristgerecht binnen drei Wochen gestellt, wird die Ermäßigung ab dem Datum der Aufnahme des 
Schülers gemäß § 2 Abs. 2 des Schulvertrages wie folgt gewährt: 

 a)  in den Fällen der Aufnahme zum Schuljahresbeginn (1.8.): für die Dauer eines Schuljahres, 
 b) in den Fällen der Aufnahme zum Schulhalbjahresbeginn (1.2.): für die Dauer des Schulhalbjahres, 
 c) in Fällen der Aufnahme während des laufenden Schuljahres: für die Dauer des laufenden Schuljahres; 

hiervon abweichend wird bei einer Aufnahme während des laufenden Schuljahres in der Zeit vom 1.3. 
bis zum 31.7. die Ermäßigung für die Dauer bis zum Ende des auf die Aufnahme folgenden Schuljahres 
(31.7. des Folgejahres) gewährt.  

Nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes ist unter Beachtung der Fristen von Ziffer 3.3 ein Folgeantrag zu 
stellen. 
 

3.3 Für Folgeanträge, im Falle des Versäumnisses der 3-Wochen-Frist nach Ziffer 3.2 oder bei nachträglichem 
Eintreten der Voraussetzung nach Ziffer 3.1 (das Schulgeld kann aus finanziellen Gründen nicht in voller Höhe 
geleistet werden), gilt für die Antragstellung Folgendes: Eine Antragstellung ist möglich 
a) bis zum 28.2. eines jeden Jahres: für eine Ermäßigung für die Zeit vom 1.8. bis zum 31.7. des Folgejahres, 
b) bis zum 30.9. eines jeden Jahres: für eine Ermäßigung für die Zeit vom 1.2. des Folgejahres bis zum 31.7. 

 
3.4 Abweichend von Ziffern 3.2 und 3.3 kann jederzeit ein Antrag auf Ermäßigung gestellt werden, wenn das 

gegenwärtige monatliche Einkommen mindestens 20 Prozent geringer ist als das durchschnittliche 
Monatseinkommen der vor Antragstellung zurückliegenden 12 Monate. 

 
3.5 Die Vertragspartner sind bei Antragstellung für eine Ermäßigung zur vollständigen, wahrheitsgemäßen und 

plausiblen Angabe ihres Einkommens, das in dem Kalenderjahr erzielt wurde, das dem laufenden Kalenderjahr 
vorausgeht (Bemessungsjahr), und zur Vorlage entsprechender Nachweise nach Maßgabe dieser SGO, 
insbesondere der Anlage 2 zur SGO, verpflichtet. Der Schulträger kann die Vorlage weiterer Nachweise 
verlangen. Wenn das Einkommen im Bewilligungszeitraum voraussichtlich oder tatsächlich mindestens 20 
Prozent niedriger ist als im Bemessungsjahr, kann abweichend von Satz 1 im zu begründenden Einzelfall auf 
Antrag das Einkommen im Bewilligungszeitraum zugrunde gelegt werden. 

 
3.6 Einkommen im Sinne dieser Schulgeldordnung ist die Summe der Einkommen aller Vertragspartner.  
 
3.7 Für das nachzuweisende Einkommen werden Brutto-Einnahmen abzüglich Werbungskosten und 

Betriebsausgaben, jedoch jeweils vor Einkommens- und Ertragsteuern zugrunde gelegt. Negativerträge finden 
bei der Berechnung des Einkommens keine Berücksichtigung. Ein vertikaler und horizontaler Verlustausgleich 
ist ausgeschlossen. 

 
3.8 Im Falle des Leistungsbezugs nach SGB I, II oder XII genügt der Nachweis über die jeweils aktuelle Bewilligung. 

Abweichend von Ziffer 3.2 ist die Ermäßigung in diesen Fällen an den Zeitraum des Leistungsbezugs gebunden. 
 
3.9 Die Höhe des ermäßigten Schulgeldes ergibt sich entsprechend dem ermittelten Einkommen aus der 

Schulgeldtabelle in der jeweils gültigen Fassung (Anlage 1 zur SGO). 



 
3.10 Übersteigen die Einkünfte aus Kapitalvermögen eines Vertragspartners oder mehrerer   Vertragspartner 

zusammen die Summe des Existenzminimums der Vertragspartner nach sozialhilferechtlichen Vorschriften pro 
Jahr, ist eine Ermäßigung ausgeschlossen. 

 
4. Änderung der Schulgeldtabelle, Gremienberatung zur Berücksichtigung von Elterninteressen 
 
4.1 Unbeschadet der Erhöhungen nach Ziffer 1.3 ist der Schulträger berechtigt, die Schulgeldordnung mit Wirkung 

zum Beginn des jeweils folgenden Schuljahres anzupassen. Er muss Änderungen gegenüber den 
Vertragspartnern bis zum 31. Januar des laufenden Schuljahres bekanntgeben. 

 
4.2 Die Interessensvertretung der Vertragspartner im Zusammenhang mit der Schulgeldordnung erfolgt durch die 

in der Rahmenschulordnung vorgesehenen Gremien und Verfahren. 
 
5. Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelung 
 
5.1 Diese Schulgeldordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die zuletzt zum 1. August 

2023 in Kraft gesetzte Schulgeldordnung außer Kraft. 
 
5.2 Für Schülerinnen und Schüler, die vor dem 1. August 2011 in eine Schule des Schulträgers aufgenommen wurden, 

ist bis zum Abschluss oder Verlassen der aktuell besuchten Schulform kein Schulgeld zu entrichten. Ein Wechsel 
der Schulform sowie ein Wiedereintritt führen zur Verpflichtung zur Zahlung von Schulgeld.  

 
5.3 Für Schüler, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Schulgeldordnung eine Schule des Schulträgers 

besuchen, welche geschlossen wird, gilt diese Schulgeldordnung nicht. Für diese Schüler ist die 
Schulgeldordnung in der Fassung vom 1. August 2016 weiter anzuwenden. 

 
 
 

Erzbistum Hamburg 
– Der Schulträger – 

  



Anlage 1 zur SGO 

Aktuelle Schulgeldtabelle mit monatlichem Zahlbetrag (gültig bis 31. Juli 2023)* 
*Und für Schülerinnen und Schüler, die eine von Schließung betroffene Schule besuchen. 

Stufe Jahreseinkommen (brutto) Kind 1 Kind 2 Kind 3 

6 (auf Antrag) bis 25.000 € 10 € – – 

5 (auf Antrag) 25.001 – 35.000 € 20 € 10 € – 

4 (auf Antrag) 35.001 – 45.000 € 40 € 20 € – 

3 (auf Antrag) 45.001 – 55.000 € 60 € 40 € 10 € 

2 (auf Antrag) 55.001 – 75.000 € 90 € 50 € 20 € 

1  Schulgeld  100 € 70 € 30 € 

Das Schulgeld beträgt 100 Euro. Ermäßigung / Geschwisterbonus (siehe hellgrau unterlegte Felder) NUR AUF ANTRAG!. 
 

Schulgeldtabelle mit monatlichem Zahlbetrag (gültig ab 1. August 2023)* 

*Mit Ausnahme der Schülerinnen und Schüler, die eine von Schließung betroffene Schule besuchen. 

Stufe Jahreseinkommen (brutto) Kind 1 Kind 2 Kind 3** 

1 (auf Antrag) bis 25.000 € 10 € – – 

2 (auf Antrag) 25.001 – 35.000 € 20 € 14 € – 

3 (auf Antrag) 35.001 – 45.000 € 48 € 34 € – 

4 (auf Antrag) 45.001 – 55.000 € 72 € 50 € – 

5 (auf Antrag) 55.001 – 75.000 € 96 € 67 € – 

6 (auf Antrag) 75.001 – 100.000 € 120 € 84 € – 

Schulgeld  135 € 95 € – 

Zur Info: Die Einkommensstufen werden in 2023 neu benannt und sortiert, beginnend mit Stufe 1 statt bisher Stufe 6.  
** weitere Kinder werden auf Antrag befreit. 

Das Schulgeld beträgt 135 Euro. Ermäßigung / Geschwisterbonus (siehe hellgrau unterlegte Felder) NUR AUF ANTRAG! 

  



Anlage 2 zur SGO 
 
1. Zum nachzuweisenden Einkommen im Sinne der SGO zählen insbesondere: 
 

– Einkünfte aus nicht selbständiger Arbeit gem. § 19 EStG einschl. Bezüge und Vorteile aus früheren  
Dienstverhältnissen (Pensionen, Ruhegelder, Witwen- und Waisengelder) 

– Einkünfte aus selbständiger Arbeit gem. § 18 EStG (z. B. Honorare) 
– Einkünfte aus Gewerbebetrieb gem. § 15 EstG 
– Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft gem. § 13 EstG 
– Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung gem. § 21 EstG 
– Einkünfte aus Kapitalvermögen gem. § 20 EstG 
– Sonstige Einkünfte gem. § 22 Nr. 1 und 1a. (wiederkehrende Bezüge, Renten aus der Basisversorgung und 

Leibrenten, insbesondere Unterhaltsleistungen) sowie Nr. 5 EStG (Leistungen aus 
Altersvorsorge-verträgen, Pensionsfonds, Pensionskassen und Direktversicherungen) 

– Arbeitslosengeld (ALG I) gem. § 3 Nr. 2a EstG 
– Kurzarbeitergeld gem. § 3 Nr. 2a EstG 
– Insolvenzgeld gem. § 3 Nr. 2b EstG 
– Krankengeld gem. § 3 Nr. 1a EstG 
– Elterngeld gem. § 3 Nr. 67b EstG 
– Einkünfte aus geringfügiger Beschäftigung (z. B. Mini-Job)  
– Einkünfte aus nebenberuflichen Tätigkeiten gem. § 3 Nr. 26 a – b EstG 
– Ausbildungsbeihilfe gem. § 3 Nr. 11 EStG  

 
2. Für das nachzuweisende Einkommen im Sinne der SGO bleiben unberücksichtigt insbesondere: 
 

– Kindergeld gem. § 3 Nr. 24 EstG 
– Einnahmen einer Pflegeperson für Leistungen der Grundpflege gem. § 3 Nr. 36 EstG 
– Pflegegeld für Pflegekinder gem. § 3 Nr. 11 EstG 
– Leistungen der Ausbildungsförderung für im Haushalt lebende Kinder (z.B. BAföG) 
– Das Einkommen im Sinne der SGO für im Haushalt lebende Kinder 

 
3. Als Nachweise sind jeweils – soweit zutreffend – vorzulegen: 
 

– elektronische Lohnsteuerbescheinigung des Vorjahres  
– Lohn- und Gehaltsabrechnungen 
– Einkommensteuerbescheid (letzter/aktuell vorliegender Bescheid) 
– Abrechnungen für geringfügige Beschäftigung (z. B. Mini-Job) / Meldung an Sozialversicherungsträger 
– Abrechnungen für nebenberufliche Tätigkeiten 
– Bewilligungsbescheide (z. B. ALG II, Wohngeld) 
– Bewilligungsbescheide für Lohn- / Entgeltersatzleistungen (z.B. ALG-I, Elterngeld) 
– Letzter/aktuell vorliegender Jahresabschluss (Bilanz gem. § 4 Abs. 1 EStG bzw. Gewinnermittlung  

gem. § 4 Abs. 3 EStG) 
– Betriebswirtschaftliche Auswertungen (BWA) vom Steuerberater bestätigt für Anträge nach Maßgabe  

von § 3 Ziffer 8. der SGO 
 
 


